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Verhältnis die Erfinderanteile Mitarbeitern von drei Be trie“ 
ben, darunter auch den Klägern, zustünden.

Die Kläger haben beantragt, festzustellen, daß sie Mit­
urheber der Erfindung „EP-legiertes Schmiermittel mit ver­
bessertem Dem ulgiervermögen und Korrosionsschutz“ sind, 
und die Verklagten zu verurteilen, an die Kläger anteilig Er­
findervergütung als Schadenersatz zu zahlen.

Die Verklagten haben Klageabweisung beantragt und er­
widert: Ausgehend von den Ergebnissen der jahrelangen ge­
meinsamen Forschungsarbeit seien in den Patentanmeldungen 
zu einem Schmieröl mit demulgierender Wirkung I und einem 
Schmieröl mit demulgierender Wirkung II die Kläger mit be­
gannt worden. Darauf habe sich auch die von den Klägern 
angeführte Vereinbarung über die Erfinderanteile bezogen. 
Die erstgenannte Anmeldung sei jedoch wegen der fehlenden 
Neuheit des Demulgators, dessen Auffinden die Kläger bean­
spruchten, im Prüfungsverfahren vom Amt für Erfindungs­
und Patentwesen zurückgewiesen worden. Daher seien die 
Verklagten bei Anmeldung des strittigen Patents berechtigt 
davon ausgegangen, daß dieses Merkmal bekannter Stand der 
Technik sei. Die Forschungsarbeiten zu der mit dem strittigen 
Patent geschützten Lösung hätten erst nach Beendigung der 
Zusammenarbeit mit den Klägern 1977 begonnen. Der der 
Patentanmeldung zugrunde liegende Anspruch sei von ihnen 
später und unabhängig von den durch die Kläger gewonnenen 
Erkenntnissen gefunden worden. Die Kläger seien daher nicht 
als Miturheber anzugeben gewesen.

Das Bezirksgericht hat die Klage abgewiesen.
Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung der Kläger 

hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
Cfimäß §7 Abs. 1 und 2 i. V. m. §5 PatG setzt die Miturhe­
berschaft an einer Erfindung einen selbständigen Beitrag zur 
Herausbildung der geschützten Lösung voraus. Das erfordert 
eine solche Leistung, die im Auffinden wenigstens eines er­
findungswesentlichen Merkmals besteht oder die nachweis­
lich in anderer Weise im direkten Zusammenwirken mit an­
deren Erfindern zur geschützten Lösung geführt hat und in 
sie eingegangen ist. Wie das Bezirksgericht zutreffend dar­
gelegt hat, sind diese Voraussetzungen hier nicht gegeben.

Das Bezirksgericht ist den Klägern darin gefolgt, daß 
oxalkyliertes Diethylentriamin als Demulgator vom Kläger 
zu 1) gefunden worden ist. Es hat sich dabei auf die insoweit 
in den Jahresabschlußberichten zur Aufgabe „Demulgatoren 
für Turbinen- 'und Hydrauliköle“ enthaltenen Aussagen ge­
stützt, die den Verklagten für die Jahre 1972 bis 1977 im Rah­
men der Zusammenarbeit zur Kenntnis gelangten. Dem ist 
zuzustimmen. Entgegen der Auffassung der Kläger kann 
diese Leistung jedoch nicht als Beitrag am Hervorbringen der 
strittigen Lösung beurteilt werden. Das ergibt sich aus fol­
gendem :

Geschützt ist nach dem strittigen Patent die Kombination 
von 4 Bestandteilen, wobei ein Bestandteil der genannte De­
mulgator ist. Er war jedoch als solcher im Zeitpunkt der An­
wendung des Patentes vorveröffentlicht. Aus diesem Grund 
wurde auch die Patentanmeldung zu einem Schmieröl mit 
demulgierender Wirkung vom 10. Juli 1979, mit der dieser 
Demulgator geschützt .werden sollte, vom Amt für Erfin- 
dungs- und Patentwesen wegen fehlender Neuheit zurück­
gewiesen. Das Einführen dieses Demulgators in die geschützte 
Kombination kann mithin kein erfinderischer Beitrag mehr 
sein. Hinzu kommen müßte vielmehr ein Beitrag, der nach­
weisbar zum Auffinden des synergistischen Effektes der ge­
schützten Kombinatioh geführt hat. Ein solcher Nachweis 
konnte nicht erbracht werden.

Soweit das Bezirksgericht die Auffassung vertrat, die Klä­
ger hätten sich mit den weiteren Bestandteilen der geschütz­
ten Kombination (Fettsäureamiden, Oleoylsarkosin und Zink­
salz einer Dialkyldithiophosphorsäure) nicht befaßt, kann 
das hier dahingestellt bleiben. Wesentlich ist, daß sie, weder 
direkt noch indirekt vorgeschlagen haben, sie gemeinsam zu 
verwenden. Der Hinweis der Kläger auf das Vorhandensein 
der drei' zusätzlichen Bestandteile in den Versuchsmustern, 
die ab Dezember 1976 von ihnen bearbeitet worden sind, hat 
sich im Ergebnis der dazu vom VEB H. eingeholten Auskunft 
in diesem Umfang nicht bestätigt. Danach. ist vielmehr be­
wiesen, daß in diesem öl — HLP 36/2 — lediglich einer der 
drei anderen Bestandteile der erfinderischen Kombination

enthalten war. Das Hinzufügen des von ihnen vorgeschlage­
nen Demulgators zu diesem öl ergab folglich auch nicht die 
gefundene Kombination. Damit kann kein Beitrag der Klä­
ger zur Findung des synergistischen Effekts der 4 Kombina­
tionsbestandteile bejaht werden, der sich nicht nur aus ad­
ditivem Zusammenfügen von Einzelbestandteilen, sondern 
durch die Kombination aller Bestandteile in der jeweils kon­
kreten Konzentration ergibt. Damit ist für die Kläger eine 
Miturheberschaft an dem strittigen Patent nicht festzustel­
len.

Diese Beurteilung der Sachlage steht in Übereinstimmung 
mit der bisherigen Rechtsprechung des Obersten Gerichts zur 
Miturheberschaft. Auch danach war ein selbständiger Bei­
trag beim Hervorbringen der Erfindung durch denjenigen 
verlangt worden, der für sich eine1 Miturheberschaft geltend 
macht (OG, Urteil vom 3. Dezember 1982 — 4 OPB 10/82 — 
NJ 1983, Heft 3, S. 127). Daran fehlt es in dem vorliegenden 
Fall.

Den Klägern stehen Miturheberrechte an der Strittigen 
Erfindung gemäß § 7 Abs. 1 und 2 i. V. m. § 5 PatG nicht zu. 
Die Verklagten haben damit nicht gegen bestehende Rechte 
der Kläger verstoßen und nicht rechtswidrig gehandelt, wenn 
sie in der Patentanmeldung die Kläger nicht auch als Erfin­
der genannt haben. Daher konnte» die Kläger auch mit ihrer 
Schadenersatzforderung nicht durchdringen. Ihre Berufung 
gegen das Urteil des Bezirksgerichts war somit als unbe­
gründet abzuweisen.

§§ 165 Abs. 2,195 Abs. 4, 62 Abs. 1 ZGB.
Liegt einem Vertrag über hauswirtschaftliche Dienstleistun­
gen und Reparaturen lediglich ein Etwa-Preis ohne weitere 
Konkretisierung zugrunde und werden keine weiteren Ver­
einbarungen getroffen, die den Preis betreffen oder auf ihn“ 
Einfluß haben, besteht der Preisanspruch des Dienstleistungs­
betriebes höchstens bis zu dem Betrag, der den vereinbarten 
Etwa-Preis um nicht mehr als 10 Prozent übersteigt. Inso­
fern ist die Bestimmung über die Wirkung eines Kostenan­
schlags bei einem Bauleistungsvertrag analog anzuwenden.

Eine Preisvereinbarung, die unter dem geltenden Höchst­
preis liegt, ist verbindlich.
OG, Urteil vom 29. März 1988 - 1 OZK 1/88.

Der Kläger hat für den Verklagten Küchenmöbel amgefertdgt. 
Dafür hat der Verklagte als Preis 6 500 M gezahlt.

Der Kläger hat beantragt, den Verklagten zur Zahlung von 
2 618,83 M nebst Verzugszinsen und Mahngebühren zu verur­
teilen. Er erklärte im wesentlichen: Der Gesamtpreis der 
Küche, der wegen der Einzelanfertigung gesondert kalkuliert 
werden müsse, betrage 9 118,83 M. Bei der Auftragsentgegen- 
nahme habe er als Preis ca 1 500 M pro laufendem Meter 
Möbelfront angegeben, wobei er aber von der Normalhöhe 
des Möbels ausgegangen sei, nicht von der Erhöhung, wie sie 
der Verklagte verlangt habe. In diesem Preis seien auch die 
später in die Küche eingesetzten Bleiglasfenster nicht enthal­
ten gewesen.'

Der Verklagte beantragte Klageabweisung. Er trug im we­
sentlichen vor: Da der Kläger für die Anfertigung der Küchen­
möbel ‘einen Preis in Höhe von 1 500 M pro laufendem Meter 
genannt habe, käme für die 4 m lange Möbelfront ein Gesamt­
preis von höchstens 6 000 M zustande. Nach Auslieferung des 
ersten Teils der Küche habe der Kläger einen Endpreis von 
ca. 7 000 M genannt. Der Kläger hätte sein Einverständnis 
einholen müssen, wenn der geforderte Preis 7 000 M wesent­
lich übersteigt. Er bezweäfle, daß der geforderte Betrag den 
Preisvorschriften entspreche.

Das Kreisgericht hat der Klage stattgegeben.
Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung des Verklag­

ten hat das Bezirksgericht mit Beschluß als offensichtlich un­
begründet abgewiesen. —-

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsan- 
ffcrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg batte.

Aus der Begründung:
Die Instanzgerichte haben sich allein mit der Frage ausein­
andergesetzt, ob der vom Kläger geforderte Preis nach preis­
rechtlichen Vorschriften zulässig ist. Sie haben sich dagegen 
nicht damit befaßt, ob dieser Preis nach dem Inhalt der zwi­
schen den Prozeßparteien getroffenen Vereinbarungen vom


